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Antrag 

 
Vorlage-Nr.: AT/0005/2017  Datum: 17.01.2017

 

Verfasser: 01-CDU-Ratsfraktion Az:  

Gremienweg: 
 

 
 

 einstimmig  mehrheitlich  ohne BE 
 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 
 verwiesen  vertagt  geändert 

Stadtrat 

 

02.02.2017 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 
 
Betreff: Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU und BIZ: Resolution 

"Kommunale Entlastung des Bundes muss ungekürzt an die Kommunen 
im Land weitergegeben werden" 

 
 
 
Beschlussentwurf:  
 
Die Landesregierung hat im Dezember entschieden, die Bundesmittel für Rheinland-Pfalz zur 
kommunalen Entlastung in Höhe von 48,3 Millionen Euro, nicht zu 100 %, sondern zum Teil 
lediglich in Höhe des Verbundsatzes (21 %) an die Kommunen in Rheinland-Pfalz weiter-
zugeben. Unter Berücksichtigung einer Verteilung nach Einwohnerzahl führt dies zu einem 
Einnahmenverlust unserer Stadt.  
 
Aus diesem Grund möge der Rat beschließen: 
 
Der Stadtrat 
 
1. spricht sich klar gegen die Entscheidung der Landesregierung aus, Finanzmittel des Bun-

des, die der besseren Finanzausstattung der Kommunen dienen sollen, teilweise einzube-
halten. 
 

2. stellt fest, dass die in den Kommunen so dringend benötigten Finanzmittel nicht weiter 
zur Verbesserung des Landeshaushaltes benutzt werden dürfen. 

 
3. fordert die Landesregierung auf, die Bundesmittel vollständig an die Kommunen weiter-

zuleiten. 
 

4. beauftragt den Oberbürgermeister, die Fraktionen im Landtag Rheinland-Pfalz aufzufor-
dern, den beschlossenen Gesetzentwurf zum Landesgesetz zur Änderung des Landesauf-
nahmegesetzes, des Landesfinanzausgleichsgesetzes und des Landesnaturschutzgesetzes 
(Drs. 17/1514) im erneuten Verfahrensantritt entsprechend abzuändern. 

 
 
 
 
 

Koblenz – Magnet am Deutschen Eck: 
 

Die Stadt zum Bleiben. 
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Begründung:  
 
In ihrem Koalitionsvertrag hatte die Große Koalition auf Bundesebene festgehalten, dass die 
Kommunen ein zentraler Bestandteil des Gemeinwesens sind und die Aussage getroffen: „Um 
die grundsätzlich garantierte kommunale Selbstverwaltung zu sichern, müssen die Kommu-
nen handlungsfähig sein“. 

Um dieser Verantwortung gerecht zu werden, hat sich der Bund mit den Ländern darauf ver-
ständigt, eine weitere finanzielle Besserstellung der Kommunen ab 2018 einzuführen, weil 
dort viele gesamtgesellschaftliche Herausforderungen gemeistert werden. So erhalten die 
Städte, Kreise und Gemeinden in Deutschland mit rund 5 Milliarden Euro jährlich ein um-
fangreiches Finanzpaket. Diese Summe soll über folgende Mechanismen den Weg in die 
Kommunen finden: 

- 2,76 Milliarden Euro über eine Anhebung des kommunalen Umsatzsteueranteils 
 

- 1,24 Milliarden über eine Anhebung des Bundesanteils an den Kosten der Unterkunft 
(KdU) 

 
- 1 Milliarde über eine Erhöhung des Umsatzsteueranteils der Länder, die sodann an die 

Kommunen weiterzuleiten ist. 
 
 
 
 


